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BESCHLUSS

__________________________________________________________________

des 54. Ord. Bundesparteitages der FDP, Bremen, 16. - 18. Mai 2003
___________________________________________________________________
Deutschland braucht jetzt ein Zuwanderungssteuerungs- und 
Integrationsgesetz!

Das unendliche Gezerre um ein modernes Zuwanderungsrecht schadet den wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Interessen unseres Landes. Die FDP fordert daher die anderen politischen Parteien auf, endlich aufeinander zuzugehen und das Gesetzgebungsverfahren im Rahmen eines Kompromisses im Vermittlungsausschuss zügig abzuschließen.

Die FDP hat hierzu mit ihrem Gesetzentwurf für ein Zuwanderungssteuerungs- und Integrationsgesetz einen vermittelnden Vorschlag vorgelegt, der im Vermittlungsverfahren die Grundlage für einen parteiübergreifenden Kompromiss darstellen kann.

Ein modernes Zuwanderungsrecht muss nach Ansicht der FDP vor allem

· die Zuwanderung insgesamt wirksam steuern und begrenzen,

· den Bedürfnissen des Arbeitsmarktes durch eine bedarfsgerechte und unbürokratische Zuwanderung von qualifizierten ausländischen Arbeitnehmern Rechnung tragen (Jahreszuwanderungsquote),

· sicherstellen, dass sich Asylantragstellung und Arbeitsmarktzuwanderung gegenseitig ausschließen (“Zwei-Türen-Modell”), d.h. ein abgelehnter Asylbewerber darf sich innerhalb einer bestimmten Frist nicht als Arbeitsmigrant bewerben,

· ausländischen Absolventen hiesiger Hochschulen ein Aufenthaltsrecht gewähren, wenn sie eine Beschäftigung nachweisen können,

· die Integration von künftig und bereits hier lebenden Zuwanderinnen und Zuwanderern verbessern und die Teilnahme an Integrationskursen verbindlich regeln,

· das System der Aufenthaltstitel übersichtlicher gestalten,

· illegale Zuwanderung und Schleusertum energisch bekämpfen und

· eine Regelung für humanitäre Härtefälle enthalten.
Der FDP-Gesetzentwurf wird diesem Forderungskatalog gerecht. Die FDP setzt sich außerdem für ein Gesamtkonzept von Zuwanderung und Integration ein, da diese Regelungsbereiche untrennbar zusammengehören. Die Abspaltung des Integrationsteils in ein separates Gesetz wird daher abgelehnt.

